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Inhaftnahme an die zuständige Behörde abzuliefern, da seineAnhaltung
am 17. Dezember 1949 um 13 Uhr ausgesprochen, seine Überstellung
an das Gericht aber erst in den Vormittagsstunden des 20. Dezember
1949 erfolgt sei. Demgegenüber hat die Gegenschrift der belangten
Behörde darauf verwiesen, daß aus dem Gerichtsakt ersichtlich sei,
daß der Akt Markus St. innerhalb der 48stündigen Frist nocrr am
19. Dezember 1949 abverfügt und expediert worden sei. Gleichzeitig,
also ebenfalls innerhalb der 48stündigen Frist, sei die Einlieferungsnote
und damit die Ablieferung des Beschwerdeführers an den Unter-
suchungsrichter verfügt worden. Die tatsächliche Überstellung sei
mit dem der Verfügung nächstfolgenden Häftlingstransport am
20. Dezember 1949, 8 Uhr vormittags, erfolgt.

Die Behauptung der Gegenschrift, daß aus den Gerichtsakten die
rechtzeitige, also spätestens bis 13 Uhr des 19. Dezember 1949 erfolgte
Abtretung des Falles St. an das zuständige Gericht erfolgt sei, ent-
spricht nicht den Tatsachen. Die der Staatsanwaltschaft übermittelte
Anzeige der Polizeidirektion weist im Eingangsstempel das Datum:
,,20. Dezember 1949" auf. Im Zuge der zur Aufklärung dieses Wider-
spruches vom Verfassungsgerichtshof durchgeführten Erhebungen
hat nun die Polizeidirektion Graz unter Vorlage des Zustellungsbuches,
in welchem das fragliche Geschäftsstück als erstes der am 20. Dezember
an die Staatsanwaltschaft abgefertigten Dienststücke eingetragen ist,
berichtet, daß das Geschäftsstück der Haupteingangs(Auslauf)stelle
offenbar erst 'nach 14 Uhr - um welche Stunde noch ein Zustellgang
zur Staatsanwaltschaft erfolge - zugekommen sei, ohne daß gegen-
wärtig mehr festgestellt werden könne, aus welchem Grunde eine
Sonderzustellung noch am gleichen Tage unterblieben ist.

Durch diese Erhebungen erscheint in zweifelsfreier Weise erwiesen,
daß die Polizeidirektion die ihr durch § 4 des Gesetzes zum Schutze
der persönlichen Freiheit gesetzte Frist von 48 Stunden zur Ablieferung
des Beschwerdeführers an das Landesgericht für Strafsachen in Graz
überschritten und dadurch den Beschwerdeführer in dem verfassungs-
gesetzlich gewährleisteten Rechte der persönlichen Freiheit verletzt
hat. Der Verfassungsgerichtshof hatte daher festzustellen, daß das
Vorgehen der Polizeidirektion in diesem Punkte verfassungswidrig war.
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Die Beschwerde wird zum Teil als unzulässig zurückgewiesen, im übrigen
abgewiesen.
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Entscheidungsgründe :
Ein administratives Rechtsmittel gegen den Bescheid des Liqui-

dators steht dem Beschwerdeführer nicht zu, weil der Liquidator
unmittelbar als Beauftragter des Bundeskanzlers die ihm durch
§ 1 Abs. 2 Beh.-ÜG. vom 20. Juli 1945, StGBl. Nr. 94, übertragenen
Aufgaben versieht. Der Aufbau des Behördenapparates im Staate
läßt daher keinen Raum für einen Rechtszug gegen den Bescheid
des Liquidators, so daß der administrative Instanzenzug erschöpft ist.

Zu bemerken ist zunächst, daß die Verfügungen des Oberlandes-
gerichtspräsidiums Graz, des Landesgerichtspräsidiums Klagenfurt
und des Bezirksgerichtsvorstehers Klagenfurt nur die Zustellung der
vom Liquidator getroffenen Verfügung an den Beschwerdeführer zum
Gegenstande haben und selbst über dessen Rechte in keiner Weise
absprechen. Soweit dadurch eine dienstrechtliche Verfügung getroffen
und in wirkliche oder vermeintliche Rechte des Beschwerdeführers
eingegriffen wird, ist dies nicht den erwähnten Justizverwaltungs-
organen, sondern ausschließlich dem Liquidator anzulasten. Insoweit
mußte daher die Beschwerde ohne Bedachtnahme auf ihren Inhalt
als unzulässig zurückgewiesen werden, weil Bescheide im Sinne des
Art. 144 B.-VG. nicht vorliegen.

Die gegen den Bescheid des Liquidators gerichtete Beschwerde ist
nicht begründet. Der Verfassungsgerichtshof hat zu der Frage, ob
jenen Personen, die von der Justizverwaltung in richterlichen Stel-
lungen verwendet wurden, ohne formell zum Richter ernannt zu sein,
der Schutz des Art. 88 Abs. 2 B.-VG. zustatten kommt, schon in
mehreren Erkenntnissen Stellung genommen (Slg. Nr. 1687, 1688
und B 299/48 vom 30. Juni 1949), und ist dabei zu folgenden Ergeb-
nissen gelangt: Der Abschnitt B "Gerichtsbarkeit" im IH. Hauptstück
des B.-VG. gilt unmittelbar nur für den berufsmäßigen Richter im
Rahmen der ordentlichen Gerichtsbarkeit, was insbesondere ·daraus
zu schließen ist, daß das B.-VG. die Bestimmungen des Art. 87 Abs. 1
und 2 und des Art. 88 Abs. 2 für die Mitglieder des Verwaltungs-
gerichtshofs (Art. 134 Abs. 6) und die Mitglieder des Verfassungs-
gerichtshofs (Art. 147 Abs. 6) erst ausdrücklich als anwendbar
erklären mußte. Die berufsmäßigen Richter der ordentlichen Gerichts-
barkeit werden nach Art. 86 B.-VG. gemäß dem Antrag der Bundes-
regierung vom Bundespräsidenten oder auf Grund seiner Ermächtigung
vom zuständigen Bundesminister ernannt. Die besonderen ver-
fassungsgesetzlichen Vorzüge des Art. 88 Abs. 2 B.-VG. können daher
auch wieder nur für die nach Art. 86 B.-VG. ernannten berufsmäßigen
Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit gelten und in Anspruch
genommen werden. Personen, die nicht im Sinne des Art. 86 B.-VG.
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zu Richtern ernannt sind, können daher auch nicht die verfassungs-
gesetzlichen Garantien der Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit
genießen.

Die Ernennung ist ein Formalakt, der durch eine bloß tatsächliche
Verwendung auf richterlichen Posten nicht ersetzt werden kann
(§ 7 B.-ÜG.). Kein öffentlich-rechtlicher Angestellter, mag er am
27. April 1945 im Dienste gestanden sein oder nicht und mag er vor
dem 13. März 1938 schon in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis zur Republik Österreich gestanden sein oder nicht, kann
Anspruch darauf erheben, in die neuen Personalstände übernommen,
d. h. von einer seit dem 27. April 1945 eingesetzten Regierung ernannt
zu werden. Diese Bestimmungen, die durch § 41 Abs. 3 der vorläufigen
Verfassung vom 1. Mai 1945, StGBl. Nr. 5, gedeckt sind, gelten auch
für den Beschwerdeführer, und weder seine wiederholte Bezeichnung
als "Richter", bzw. "Bezirksrichter" oder "Umsiedlerrichter" durch
die vorgesetzten Präsidien, noch der Abzug von Pensionsbeiträgen,
noch die Zuerkennung der Belastungszulage oder überhaupt irgend-
welche Erklärungen der vorgesetzten Gerichtshofpräsidien können
mangels einer dem § 863 ABGB. nachgebildeten Bestimmung im
öffentlichen Rechte die fehlende Ernennung ersetzen, weil diese,
was auch dem Beschwerdeführer bekannt gewesen sein muß, aus-
schließlich dem Bundesminister für Justiz zusteht.

Dazu kommt noch, daß der Beschwerdeführer in den ersten Jahren
seiner tatsächlichen Verwendung nicht einmal noch die österreichische
Staatsbürgerschaft erlangt hatte und schon aus diesem Grunde
gemäß Art. 3 des StGG. vom 21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 142,
nicht österreichischer Richter sein konnte. Ja, er hatte auch die
hinsichtlich der fachlichen Ausbildung vom Gesetz gestellten An-
forderungen nicht erfüllt, weil er seine Ausbildung als Jurist in Belgrad
genos~n hatte und seine Prüfungszeugnisse erst der Nostrifikation
bedurft hätten, um die Ablegung der drei Staatsprüfungen nach den
österreichischen Studienvorschriften zu ersetzen.

Der Beschwerdeführer ist also nicht ernannter österreichischer
Richter und kann daher die verfassungsgesetzlich gewährleistete
Unabsetzbarkeit als solcher nicht für sich in Anspruch nehmen.
Welche Folgen seine Verwendung in richterlichen Stellungen hin-
sichtlich der von ihm gefällten Entscheidungen hat, insbesondere, ob
diese mangels gehöriger Besetzung des Gerichtes samt und sonders
nichtig sind, hat nicht der Verfassungsgerichtshof zu entscheiden,
sondern bleibt der Beurteilung der dazu berufenen Instanzen der
ordentlichen Gerichtsbarkeit überlassen, falls sie aus diesem Grunde
angerufen werden.


